
Eine Kontroverse zwischen Regierungskommission und Landesrat in Volks¬
schulfragen ergab sich, als die Regierung als Konsequenz der Übernahme
der Personallasten für Volksschullehrer 66 1923 einen Verordnungsentwurf
über die Bildung von Schulkommissionen vorlegte. Der Verordnungsentwurf
legte das Berufungs- und Ernennungsrecht grundsätzlich in die Hand der
Regierung, sah für die Schulkommissionen aber noch eine begrenzte Mit¬
wirkung vor 67 . Alle Parteien lehnten in der Beratung im Landesrat am
30. Oktober 1923 den Verordnungsentwurf ab, weil darin die Selbständig¬
keit der Gemeinden beschnitten werde 68

; die Sozialdemokraten, die Demo¬
kraten und die Kommunisten lehnten den Entwurf außerdem ab, weil er
eine weitere „Konfessionalisierung“ des Schulwesens bedeute 69 . Die Zen¬
trumspartei dagegen begrüßte im Verordnungsentwurf den Gedanken der
Schaffung konfessioneller Schulkommissionen mit Hinzuziehung von Geist¬
lichen und Eltern 70 . Sie legte einen vollständig neuen Entwurf vor, in dem
die Kompetenz der Schulkommissionen erweitert, also die beklagte Beschnei¬
dung der Gemeinderechte nicht enthalten war, aber die Vorschläge über die
Beteiligung der Geistlichen und der Eltern aus dem Regierungsentwurf auf¬
gegriffen waren 71 . Die Regierungskommission verzichtete daraufhin zu¬
nächst auf eine gesetzliche Regelung; in der Praxis wurde ein Mittelweg
zwischen ihren Vorstellungen und den Forderungen der Parteien einge¬
halten 72 . Gesetzlich wurde die Frage der Ernennung der Lehrer erst 1930
gelöst, als die Regierungskommission auf Wunsch des Landesrates 73 einen
Verordnungsentwurf vorlegte, der der preußischen Regelung entsprach. Mit
Ausnahme der Stimmen der Kommunisten wurde er einstimmig vom Lan¬
desrat am 21. Januar 1930 angenommen 74 . Für den bayrischen Teil des
Saargebietes galt das Ernennungsrecht der Regierungskommission, weil das
der bayrischen Gesetzgebung entsprach 75 . Bei der Diskussion 1923 hatte sich
der Zentrumsredner aus dem pfälzischen Teil des Saargebietes gegen eine
Vereinheitlichung der Gesetzgebung ausgesprochen 76 .

Auch die übrigen gesetzlichen Regelungen auf dem Gebiet der Volksschule
richteten sich nach der deutschen Entwicklung. Die geistliche Schulaufsicht
wurde nach dem Willen der Lehrerschaft abgeschafft, nachdem man vorher
mit den Bischöfen von Trier und Speyer verhandelt hatte 77 . Die Verordnung
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